
Ein weiterer Mißstand, der die Betriebe in ihrer Tä­
tigkeit stark beeinträchtigte, zeigte sich darin, daß nicht 
selten das übergeordnete Organ eines Vertragspartners 
im Verlaufe des Planjahres die diesem als verbindlich 
übergebenen Liefer- und Versorgungspläne albänderte, 
phne die bereits auf Grund dieser Pläne abgeschlosse­
nen Verträge zu berücksichtigen. Es erfolgte keine Re­
gelung in der Weise, daß an Stelle des Partners, dessen 
Liefer- oder Versorgungspläne geändert wurden, ein 
anderer bestimmter Betrieb die Erfüllung der Verträge 
zu übernehmen hat. Verlangte der Vertragspartner, 
dessen Liefer- oder Empfangsplan geändert wurde, die 
aus der Änderung des Plans notwendig werdende Än­
derung des abgeschlossenen Vertrages, so stimmte der 
andere Vertragspartner in der Regel nicht zu, weil die 
Änderung des Vertrages die Erfüllung seiner staatlichen 
Aufgaben gefährdet hätte. Auch das für diesen Ver­
tragspartner zuständige übergeordnete Organ versagte 
fast immer die nach der bisherigen Regelung (§ 8 Abs. 4 
der 6. DB zur WO) erforderliche Zustimmung. Die ein­
seitigen Anweisungen der übergeordneten Organe er­
gaben eine 'Fülle ungeklärter Vertragsverhältnisse, die 
einen Teil der Betriebe vor das Staatliche Vertrags­
gericht zwang.

Der Ausgang solcher Schiedsverfahren mußte für den 
einen Vertragspartner unbefriedigend sein. Der Ver­
tragspartner, dessen Liefer- oder Versorgungsplan ge­
ändert wurde, war nach der in der Vergangenheit üb­
lichen Spruchpraxis des Staatlichen Vertragsgerichts 
,von der Verantwortlichkeit für die Nichterfüllung oder 
nicht gehörige Erfüllung des Vertrages durch den Nach­
weis der erfolgten Änderung des Liefer- oder Versor- 
gungspläns befreit. Die Verpflichtung des anderen Part­
ners, Ersatz der notwendigen Aufwendungen zu leisten, 
deckte in der Regel nicht den tatsächlich entstandenen 
Schaden, der dem Betrieb infolge der nicht mehr mög­
lichen Erfüllung seiner staatlichen Aufgaben erwachsen 
,war.
, Es war deshalb erforderlich, eine Bestimmung zu 
schaffen, die weitgehend alle Störungen durch einsei­
tige, mit den übergeordneten Organen des anderen Be­
triebes nicht abgestimmte Maßnahmen ausschaltet. Die 
Bestimmungen des Entwurfs über die Änderung und 
Aufhebung von Verträgen infolge Planänderung oder 
Anweisung tragen den Interessen beider Vertragspart­
ner Rechnung (§ 107 Abs. 1). Sie sollen gewährleisten, 
daß die zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben notwen­
digen wechselseitigen Beziehungen der Betriebe in jeder 
Phase der Realisierung dieser Aufgaben wieder in 
Übereinstimmung gebracht werden können, wenn sich 
Veränderungen der staatlichen Aufgaben notwendig ge­
macht haben. Sie sollen ferner gewährleisten, daß das 
übergeordnete Organ des einen Vertragspartners die­
sem keine Weisung erteilt, ohne daß vorher eine Ab­
stimmung mit dem übergeordneten Organ des anderen 
Vertragspartners erfolgt ist* 2 3 4).

Je schneller die wechselseitigen Beziehungen der Ver­
tragspartner auf den Stand gebracht werden, der ihren

2) § 107 lautet:
„(1) Der Vertrag ist zu ändern oder aufzuheben,
1. wenn die ihm zugrunde liegenden staatlichen Aufgaben 

beider Vertragspartner geändert oder zurückgezogen 
werden;

2. wenn ohne Änderung der staatlichen Aufgaben beider 
Vertragspartner der für den einen Partner verbindliche 
Liefer- oder Versorgungsplan mit Zustimmung des über­
geordneten Organes des anderen Vertragspartners geändert 
worden ist;

3. wenn die übergeordneten Organe beider Vertragspartner 
die Änderung oder Aufhebung des Vertrages gemeinsam 
anweisen.

(2) Erhält ein Vertragspartner eine Änderung oder Zurück­
ziehung der staatlichen Aufgaben oder eine Anweisung gemäß 
Abs. 1 Ziff. 2 oder 3, so hat er dem anderen Partner unver­
züglich, spätestens innerhalb von zwei Wochen, die erforder­
lichen Vertragsänderungen anzutragen oder das Verlangen auf 
Aufhebung zu stellen. Der andere Partner ist verpflichtet, 
unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von zwei Wochen 
nach Erhalt der Erklärung, schriftlich sein Einverständnis mit 
den Vorschlägen zu erklären oder geeignete Gegenvorschläge 
zu unterbreiten.
(3) Verletzt ein Vertragspartner die in Abs. 2 genannten 
Pflichten, so gilt § 36 entsprechend.
(4) Ist der Vertrag auf Grund eines Globalvertrages geschlos­
sen und wird dieser Globalvertrag geändert oder aufgehoben, 
so gelten die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 entsprechend, 
sofern bei der Änderung des Globalvertrages nicht etwas 
anderes vereinbart wurde.“

staatlichen Aufgaben entspricht, um so reibungsloser 
werden die Aufgaben erfüllt werden können. Solange 
Verträge ‘bestehen, die mit den staatlichen Aufgaben 
nicht mehr in Übereinstimmung zu bringen, sind, wer­
den Störungen nicht nur an einer, sondern an vielen 
Stellen unserer Wirtschaft auftreten. Notwendige Än­
derungen in den wirtschaftlichen Verhältnissen zwin­
gen deshalb zu einer schnellen Klärung der Vertrags­
beziehungen. Dem Vertragspartner, dessen staatliche 
Aufgaben geändert oder zurückgezogen wurden oder 
dem eine Weisung seines übergeordneten Organs zur 
Änderung abgeschlossener Verträge erteilt wurde, ist 
deshalb die Pflicht auferlegt, seinem Vertragspartner 
die erforderliche Vertragsänderung innerhalb von 2?wei 
Wochen anzutragen. Nach zwei weiteren Wochen müs­
sen die Partner in der Regel die Änderung oder Auf­
hebung der Verträge vollzogen haben (§ 107 Abs. 2).

Es ist eine notwendige Schlußfolgerung aus der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung in den sozialistischen 
Betrieben, wenn die Verletzungen dieser Pflichten die­
selben materiellen Folgen nach sich ziehen wie die 
Pflichtverletzungen beim Abschluß von Verträgen (§ 36 
des Entwurfs einer Vertragsgerichtsverordnung).
, Den Betrieben ist aber nicht nur die Aufgabe ge­
stellt, ihre staatlichen Aufgaben schlechthin zu erfüllen, 
pie ständig fortschreitende Verbesserung der Produk­
tion durch Einsatz höchstentwickelter technischer Hilfs­
mittel, die Ausnutzung aller objektiven Möglichkeiten, 
die den sozialistischen Betrieben gegeben sind, und die 
,von den Werktätigen in den Betrieben organisierten 
.sozialistischen Wettbewerbe lassen häufig eine bessere 
Erfüllung und Übererfüllung der staatlichen Aufgaben 
zu. Die für alle sozialistischen Betriebe bestehende Ver­
pflichtung, eine Übererfüllung des Volkswirtschafts­
plans anzustreben, legt ihnen deshalb die Pflicht auf. 
Ständig zu überprüfen, ob die abgeschlossenen Verträge 
dies ermöglichen oder ob durch eine Änderung des be­
stehenden Vertragsverhältnisses ein noch besseres Er­
gebnis erzielt werden kann.

Ein starres Festhalten an dem einmal abgeschlossenen 
Vertrag würde die Initiative der Werktätigen behin­
dern, wenn sie erkannt haben, daß es einen besseren 
Weg zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben oder zu 
ihrer Übererfüllung gibt. Der einzelne Vertrag als Glied 
in der Kette zur Erfüllung des Volkswirtschaftsplans 
wird deshalb in solchen Fällen einen neuen Inhalt er­
halten müssen.

Eine Reihe von Betrieben hat ‘bereits in der Vergan­
genheit im Verlauf der Plandurchführung bestehende 
Verträge im gegenseitigen Einvernehmen geändert und 
dadurch eine bessere Erfüllung ihrer staatlichen Auf­
gaben erreicht. Es gab aber auch eine Anzahl von Be­
trieben, die solche Vereinbarungen ablehnten, weil es 
für sie bequemer war, auf die Erfüllung einmal abge­
schlossener Verträge zu bestehen als Umstellungen 
innerhalb der Produktion vorzunehmen, obwohl die 
.Umstellung ohne unzumutbare Anstrengung möglich 
und nicht mit zusätzlichen Kosten verbunden gewesen 
Wäre.

Der Entwurf sieht jetzt für die Betriebe die Möglich­
keit vor, von ihren Vertragspartnern zu verlangen, einer 
Änderung oder Aufhebung abgeschlossener Verträge 
zuzustimmen. Voraussetzung für ein solches Verlangen 
muß sein, daß die angestrebte Änderung des Vertrags- 
yerhältnisses der besseren Erfüllung und Übererfüllung 
der staatlichen. Aufgaben b e i d e r  Vertragspartner 
dient. Es genügt also nicht, wenn der die Änderung be­
gehrende Vertragspartner den Nach/weis führen kann, 
daß durch die beantragte Änderung seine staatlichen 
Aufgaben besser erfüllt werden. Er muß vielmehr in 
.Zusammenarbeit mit dem anderen Vertragspartner 
prüfen, ob die verlangte Änderung mit den Möglichkei­
ten dieses Partners in Übereinstimmung gebracht wer­
den kann. Beide Vertragspartner werden sich hierbei 
immer vor Augen halten müssen, daß sie gemeinsam 
für ein Ziel tätig sind, dessen Erreichung von ihnen 
die größte Verantwortung fordert. Wenn der Entwurf 
der neuen Vertragsverordnung den Betrieben das Recht 
Zugesteht, in eigener Verantwortung über die Änderung 
.oder Aufhebung von Verträgen zu entscheiden, dann 
ist dies als ein über die bisherige Regelung des § 8 
Abs. 2 der 6. DB zur WO hinausgehender Vertrauens-
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